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Anmerkungen zum Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Tierschutzgesetzes 
(331 – 34301/0026)  
 
Der Deutschen Juristischen Gesellschaft für Tierschutzrecht e.V. (DJGT) wurde 
seitens des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz Gelegenheit gegeben, zu dem am 9.1.2012 veröffentlichten 
Entwurf für die Änderung des Tierschutzgesetzes Stellung zu nehmen. 
 
Zu den Vorschlägen des Entwurfs werden – unter Auslassung der in einer 
gesonderten Stellungnahme bewerteten Vorschläge zur Umsetzung der 
Richtlinie 2010/63/EU des Europäischen Parlaments und Rates – seitens der 
DJGT nachfolgende begründete Überlegungen mit Änderungs- und 
insbesondere Ergänzungsvorschlägen vorgelegt. 
 
Diese betreffen folgende Regelungskomplexe: 
 

• I. Kastration und Schenkelbrand 
• II. Qualzucht 
• III.  Verschiedene Änderungen der Strafvorschriften des § 17 

o Zum Strafrahmen 
o Strafbarkeit des Versuches 
o Sanktionierung fahrlässiger Tierschädigungen 
o Strafbarkeit der Verletzung des Tierhalteverbots nach § 16a 

• IV. Verbot zoophiler Handlungen 
• V.  Verbot von Tierverlosungen 
• VI.  Wildtierverbot für Zirkusunternehmen 
• VII.  Regelung zur Unterbringung aufgefundener Tiere 
• VIII.   Hilfeleistungspflichten für Tiere 
• IX.  Klarstellung tierärztlicher Rechte und Pflichten 
• X.     Einführung eines Registers über Tierhalteverbote 
• XI. Zur Einführung einer bundesrechtlichen Tierschutzverbandsklage 

und Erweiterung der Verletztenrechte des Tierhalters  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Berlin, 13.02.2012 
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I.  Zu der Neufassung von § 5 Abs. 3 Nr.7 und der A ufhebung von § 5 Abs. 
3 Nr.1a in § 21 Abs.4 

 
Dem Verbot betäubungslosen Schenkelbrands bei Pferden ist angesichts der 
tierschonenderen Kennzeichnungsmöglichkeiten zuzustimmen. 
 
Gleiches gilt für das Verbot der betäubungslosen Kastration von unter acht 
Tagen alten männlichen Schweinen, das sich aus dem neuen § 21 Abs.4 ergibt. 
 
Warum das Verbot jedoch erst zum 01.01.2017 eintreten soll, ist nicht 
nachvollziehbar. 
 
Denn mit dem angestrebten Verbot wird anerkannt, dass diese Handlungen dem 
Grunde nach tierschutzwidrig sind und gegen die Grundregel des § 1 TierSchG 
verstoßen. Damit ist ein sofortiger Vollzug grundsätzlich gefordert. 
 
Übergangsregelungen könnten sich nur rechtfertigen, durch entgegenstehende 
anderweitige anerkannte Rechtsgüter, die in der landwirtschaftlichen 
Nutztierhaltung allein in Eingriffen in einen vorfinanzierten langfristig geplanten 
Gewerbeablauf bestehen können. Das ist aber vorliegend nicht erkennbar. Die 
Kastration soll künftig nur anders erfolgen. Die Kostenerhöhung, ohnehin nur ein 
Durchlaufposten beim Fleischproduzenten, rechtfertigt keine derart langen 
Übergangszeiten. Die Streichung der Altbestimmung ist mit der Verkündung des 
Gesetzes, spätestens zum 01.01.2013, erforderlich und angezeigt. 
 
II.  Zu Punkt 20 des Entwurfs (Qualzucht) 
 
Es wird vorgeschlagen, anstelle der Fassung des BMELV-Entwurfes, die 
nachfolgend angeführte Gesetzesfassung zu wählen. 
 
Diese wird den Anforderungen, die sich aus dem Urteil des BVerwG vom 
17.09.2009 ergeben, dass nämlich für die Feststellung einer Qualzucht es 
erforderlich ist, dass „nach dem Stand der Wissenschaft überwiegend 
wahrscheinlich ist, dass solche Schäden signifikant häufiger auftreten, als es 
zufällig zu erwarten wäre“, besser als die vom BMELV beabsichtigte gerecht. 
 
Die im BMELV-Entwurf verwendete Formulierung, die auf „züchterische 
Erkenntnisse“ zurückgreift, erscheint dagegen bereits unter einer ersten 
Betrachtung nicht verfassungskonform, da diese Formulierung erhebliche 
Ungenauigkeiten, und damit eine fehlende Bestimmbarkeit und Bestimmtheit, 
normieren würde. 
 
Die im Hinblick auf Qualzuchten erfolgte Legaldefinition von Zucht in § 1 des 
Hundeverbringungs- und Einfuhrbeschränkungsgesetz vom 12.04.2001 gilt trotz 
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der teilweisen Aufhebung dieses Artikelgesetzes noch heute. Sie besagt, dass 
Zucht „jede Vermehrung“ eines Tieres ist. 
 
Aus solcher, jedem Bürger frei überlassener Betätigung allgemeingültiges und 
vorhersehbares Wissen und Lösungen, also „züchterische Erkenntnisse“ zu 
erlangen – geschweige denn heute vorzufinden – erscheint nicht möglich. Auch 
verletzt ein solch unbeschriebener, weitgefächerter und auch subjektive 
Meinungen abdeckender Maßstab, die Forderung von Klarheit und 
Voraussehbarkeit gesetzlich geforderter Verhaltensweisen. Erst recht wird die 
geplante Formulierung des Verbotes niemals der Meinungsbreite gerecht, mit 
der es sich EU-weit mit nationalen, lokalen und historischen Vorstellungen der 
internationalen Züchter über deren Vorstellungen auseinandersetzen müsste. 
Eine Bestimmung anhand des Merkmals „züchterische Erkenntnisse“ ist daher 
abzulehnen. 
 
Das gilt insbesondere auch hinsichtlich des verschärften Bestimmtheitsgebotes 
in Art. 103 Abs.2 GG, das bei einer Sanktionierung des Verstoßes (vorgesehen 
in § 18 Nr.22 und 22a) zum Tragen kommt. 
 
Weiter erscheint es im Hinblick auf die strenge verfassungsrechtliche Vorgabe 
und die angesichts der bei der praktischen Umsetzung einer etwaigen Ahndung 
zu erwartenden Annahme fehlenden oder verringerten Verschuldens angezeigt, 
auf die Einstufung als Ordnungswidrigkeit zu verzichten. Das gilt auch für den 
untenstehenden Entwurf. Maßnahmen nach § 16a TierSchG können eine 
effektive Umsetzung ermöglichen. Andererseits ist bereits auch eine 
strafprozessual eindeutige zeitliche Eingrenzung eines verbotenen 
Zuchtvorganges schwer feststellbar. 
 
Die DJGT schlägt mit der folgenden Begründung diese Gesetzesfassung des 
§ 11b TierSchG vor: 
 

Qualzuchtverbot   
 

Abs. 1 
Es ist verboten, Wirbeltiere zu verpaaren oder sons t zu vermehren 
oder durch bio- oder gentechnische Maßnahmen zu ver ändern, 
wenn ernsthaft möglich erscheint, dass bei der Nach zucht, den bio- 
oder gentechnisch veränderten Tieren selbst oder de ren 
Nachkommen erblich bedingt Körperteile oder Organe für den 
artgemäßen Gebrauch fehlen oder untauglich oder umg estaltet sind 
und hierdurch Schmerzen, Leiden oder Schäden auftre ten; das gilt 
auch für Veränderungen, die erst in einer späteren Generation 
auftreten. 
Abs. 2 



  

 Seite 4 von 29 

 

 

Es ist verboten, Wirbeltiere zu verpaaren oder sons t zu vermehren 
oder durch bio- oder gentechnische Maßnahmen zu ver ändern, 
wenn ernsthaft möglich erscheint, dass bei den Nach kommen 
a) erblich bedingte Verhaltensstörungen auftreten ode r 
b) jeder artgemäße Kontakt mit Artgenossen bei ihnen selbst oder 

einem Artgenossen zu Schmerzen, Leiden oder Schäden  führt 
oder 

c) deren Haltung nur unter Bedingungen möglich ist, d ie nicht den 
Anforderungen des § 2 entsprechen. 

Abs. 3 
Die zuständige Behörde kann das Unfruchtbarmachen v on 
Wirbeltieren anordnen, wenn ernsthaft möglich ersch eint, dass 
deren Nachkommen Störungen oder Veränderungen im Si nne des 
Absatzes 1 oder 2 zeigen. 
Abs. 4 
Die Absätze 1, 2 und 3 gelten nicht für durch Verpa arung oder 
sonstige Vermehrung oder bio- oder gentechnische Ma ßnahmen 
veränderte Wirbeltiere, soweit die Veränderung für 
wissenschaftliche Zwecke unerlässlich im Sinne von § 7 Abs. 2  und 
ethisch vertretbar im Sinne von § 7 Abs. 3 ist und nicht damit 
gerechnet zu werden braucht, dass bei den Tieren sc hwere 
Schmerzen oder Leiden oder erhebliche, länger anhal tende oder 
sich wiederholende Schmerzen oder Leiden auftreten.  
Abs. 5 
Das Bundesministerium hat durch Rechtsverordnung mi t 
Zustimmung des Bundesrates 

 
1. die erblich bedingten Veränderungen und Verhalte nsstörungen 

nach den Absätzen 1 und 2 näher zu bestimmen, 
2. das Züchten mit Wirbeltieren bestimmter Arten, R assen und 

Linien zu verbieten oder zu beschränken, wenn diese s Züchten 
zu Verstößen gegen die Absätze 1 und 2 führen kann.  
 

Zur näheren Begründung dieses Gesetzestextes wird ausgeführt: 
 
Zu Absatz 1 
 
1. Dass das Züchten nicht nur die geplante Verpaarung, sondern auch jede 
sonstige gezielt herbeigeführte Vermehrung von Tieren einschließt, entspricht 
dem Zuchtbegriff, wie er in § 1 des HundVerbrEinfG vom 12.04.2001 verwendet 
wird („ ... jede Vermehrung von Hunden“) und wie er aus Gründen der 
Einheitlichkeit der Gesetzgebung auch hier Verwendung findet. 
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2.  Die bisherige Gesetzesformulierung „ … wenn damit gerechnet werden 
muss, dass … „ ist vom Bundesverwaltungsgericht dahingehend ausgelegt 
worden, dass es nach dem Stand der Wissenschaft überwiegend wahrscheinlich 
sein müsse, dass die genannten Schäden häufiger auftreten, als es zufällig zu 
erwarten wäre; eine naheliegende Möglichkeit reiche nach dem bisherigen 
Gesetzeswortlaut für ein Verbot nicht aus (BVerwG, Urt. v. 17. 12. 2009, 7 C 
4/08). Diese höchstrichterliche Auslegung des Gesetzes in seiner bisherigen 
Fassung hat dazu geführt, dass die Zucht von sog. Haubenenten nicht als durch 
§ 11 b TierSchG verboten angesehen wurde. Diese Rechtslage entspricht jedoch 
nicht dem Gebot zur Verwirklichung eines effektiven Tierschutzes, wie es der 
Staatszielbestimmung zum Tierschutz in Art. 20 a GG zu entnehmen ist. Bei der 
Zucht von Haubenenten finden sich bei den Nachkommen immer wieder 
schwere Missbildungen, z. B. Hirnschäden. Vier wissenschaftliche Arbeiten aus 
den Jahren von 1910 bis 1999 - eine davon im Auftrag des Bundesverbands der 
Rassegeflügelzüchter angefertigt - sind deswegen zu dem Ergebnis gelangt, 
dass es sich bei dieser Zucht um eine Qualzucht handle. Das 
Bundesverwaltungsgericht hat dies befremdlicherweise dennoch nicht als 
ausreichend erachtet. Gleichzeitig entspricht es dem in Art. 20 a GG normierten 
Gebot zu einem effektiven Tierschutz, eine solche Zucht zu verbieten. Deswegen 
bedarf es der Klarstellung, dass für es für ein Zuchtverbot ausreicht, wenn das 
Auftreten eines der in Absatz 1 beschriebenen Nachteile ernsthaft möglich 
erscheint. 

 
 

3. Mit „ernsthaft möglich“ wird deutlich gemacht, dass, um den Tatbestand 
einer Qualzucht zu erfüllen, das Auftreten nachteiliger körperlicher 
Veränderungen zwar eine realistische und nicht völlig fern liegende Möglichkeit 
darstellen muss, jedoch nicht überwiegend wahrscheinlich zu sein braucht. Mit 
„erscheint“ wird verdeutlicht, dass dafür die ex-ante-Sicht eines objektiven 
Beobachters maßgebend ist, der mit dem aktuellen Stand der wissenschaftlichen 
Erkenntnisse vertraut ist und der die im Zeitpunkt der Züchtung dem Züchter 
bekannten und erkennbaren Tatsachen in seine Prognose einbezieht. 

 
4. Durch die Neufassung wird überdies klargestellt, dass von der 
ernsthaften Möglichkeit einer negativen erbbedingten Veränderung auch dann 
auszugehen ist, wenn ungewiss ist, ob die Veränderung schon in der nächsten 
Generation oder erst nach einem Generationensprung in späteren Generationen 
auftreten wird; dies ist zwar schon nach der bisherigen Gesetzesfassung 
verankert (vgl. Kluge/Goetschel, Kommentar zum Tierschutzgesetz, 
§ 11 b Rn 14; Hirt/Maisack/Moritz, Tierschutzgesetz, München 2007, 
§ 11 b Rn. 6), soll aber aus Gründen der Rechtssicherheit ausdrücklich in den 
Gesetzeswortlaut aufgenommen werden. 
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Zu Absatz 2: 
 
Zu Buchstabe a): Der in § 11 b Abs. 2 Buchstabe a bisherige Fassung gegebene 
Hinweis, dass die Verhaltensstörungen mit Leiden verbunden zu sein hätten, 
entfällt. Verhaltensstörungen sind nach der ständigen Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofes ein ausreichendes Indiz für (erhebliche) Leiden (vgl. BGH, 
Neue Juristische Wochenschrift, NJW 1987, 1833, 1835); sie sind also stets mit 
Leiden verbunden, so dass die bisherige Formulierung eine unnötige 
Wiederholung enthielt. 
 
Zu Buchstabe b): Der in § 11 b Abs. 2 Buchstabe b bisherige Fassung 
enthaltene Hinweis, dass die Leiden oder Schäden vermeidbar sein müssten, 
entfällt ebenfalls. Absatz 1 verbietet jegliches Verpaaren oder Vermehren und 
jegliche gentechnische Manipulation, wenn im Sinne einer nicht fernliegenden 
sondern realistischen, ernsthaften Möglichkeit als Folge davon mit erblich 
bedingten Veränderungen und hierdurch auftretenden Schmerzen, Leiden oder 
Schäden gerechnet werden muss. Im Rahmen dieser Grundvorschrift kommt es 
also nicht darauf an, ob die Leiden oder Schäden (auf andere Weise als durch 
das Unterlassen der verbotenen Züchtung oder gentechnischen Maßnahme) 
vermeidbar sind; dann kann aber für die konkretisierende Vorschrift des 
Absatzes 2 Buchstabe b nichts anderes gelten. Insbesondere stand § 11 b schon 
in seiner bisherigen Fassung nicht unter dem Vorbehalt des vernünftigen 
Grundes (vgl. dazu u. a. Lorz/Metzger, Tierschutzgesetz, München 2008, § 11 b 
Rn 6; Kluge/Goetschel, Kommentar zum Tierschutzgesetz, § 11 b Rn. 3; 
Hirt/Maisack/Moritz, Tierschutzgesetz, München 2007, § 11 b Rn. 7). Das bleibt 
auch in der Neufassung so. 
 
Zu Buchstabe c): Zu den Teilzielen der Staatszielbestimmung Tierschutz in 
Art. 20a GG gehört „der Schutz der Tiere vor nicht artgemäßer Haltung“ (vgl. 
amtl. Begr., BT-Drucks. 14/8860 S. 1, 3). Dieser Schutz besteht unabhängig 
davon, ob Haltungsbedingungen, die nicht artgemäß sind (d. h. keine art- und 
bedürfnisangemessene verhaltensgerechte Unterbringung gewährleisten), 
nachweislich zu Schmerzen, Leiden oder Schäden führen oder nicht. Diesem 
Verfassungsgebot wird durch § 2 Nr. 1 Rechnung getragen. Für die Erfüllung des 
Verbotstatbestandes muss es daher genügen, wenn als Folge der Verpaarung, 
der Vermehrung oder der bio- oder gentechnischen Maßnahme ernsthaft 
möglich erscheint, also im Sinne einer nicht fern liegenden, sondern 
realistischen, ernsthaften Möglichkeit damit gerechnet werden muss, dass es zu 
erblich bedingten Veränderungen kommt, die eine Haltung entsprechend den 
Anforderungen des § 2 Nr. 1 nicht mehr zulassen (Beispiele: dauernder 
Leinenzwang; Maulkorbzwang; mehr als nur vorübergehende Unterbringung im 
Zwinger).  
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Absatz 3 enthält keine Veränderung gegenüber § 11 b Abs. 3 bisherige Fassung, 
außer dass – ebenso wie in Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 – die bisherige 
Formulierung „wenn damit gerechnet werden muss“ durch die Worte „wenn 
ernsthaft möglich erscheint“ ersetzt wird. 
 
Zu Absatz 4 
 
Die Änderung stellt eine Anpassung an die Gebote der Unerlässlichkeit in 
§ 7 Abs. 2, der ethischen Vertretbarkeit in § 7 Abs. 3 und an die absolute 
Schmerz- / Leidensgrenze in einer zukünftigen Rechtsnorm, die erst noch im 
Rahmen der Umsetzung der EU-Versuchstierrichtlinie zu schaffen ist (Siehe dort 
Art. 15). 
 
Zu Absatz 5 
 
Von der Verordnungsermächtigung des § 11 b Abs. 5 bisherige Fassung, die mit 
dem Änderungsgesetz von 1998 ins Gesetz gelangt ist, ist bislang kein 
Gebrauch gemacht worden. Das im Auftrag des BMELV von einer 
Sachverständigengruppe am 2. 6. 1999 vorgelegte „Gutachten zur Auslegung 
von § 11 b TierSchG“ (sog. Qualzuchtgutachten), das eine Entscheidungshilfe 
und Leitlinie für die Auslegung der Absätze 1 und 2 bilden soll, wird in vielen 
Bundesländern nicht und in anderen nur teilweise angewendet. Die Forderung 
des 23. Deutschen Tierärztetages nach einem „Qualzuchtgutachten für die 
Nutztierzucht“, das von sachverständigen Tierärzten unter Beteiligung von 
Tierzüchtern, Tierschützern und Ethikern erstellt werden und Grundlage für eine 
Rechtsverordnung sein solle (vgl. Deutsches Tierärzteblatt, DTBl. 2004, 356), ist 
bisher nicht in Angriff genommen worden. Das alles macht es – entsprechend 
dem Gebot zur Verwirklichung eines effektiven Tierschutzes, das der 
Staatszielbestimmung Tierschutz in Art. 20 a GG inne wohnt – erforderlich, die 
bisherige Ermächtigung zum Erlass einer Rechtsverordnung künftig als 
Verpflichtung auszugestalten (vgl. dazu auch VGH Kassel, Zeitschrift Recht der 
Landwirtschaft, RdL 2003, 277 und VG Gießen, Zeitschrift Natur und Recht, 
NuR 2003, 506: Das Verbot des § 11 b bisherige Fassung sei Ausdruck eines 
gewandelten Verständnisses über die Bedeutung des Tierschutzes, wonach den 
Tieren in Rassezuchten zugemuteten körperlichen Belastungen nicht mehr 
hingenommen werden sollten; diese Sichtweise werde „durch Art. 20 a GG 
nachhaltig untermauert“). 
 
III:  Verschiedene Änderungen der Strafvorschriften  des § 17 TierSchG  
 
Die nachfolgenden Überlegungen lagen schon den entsprechenden 
Forderungen der „Juristen für Tierrechte“ zugrunde. Sie haben nichts von ihrer 
Richtigkeit verloren. Eine Umsetzung bei einer auch nur ansatzweise den 
Anforderungen des Art. 20 a GG genügenden und ernsthaft gemeinten 
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Überarbeitung des TierSchG ist zwingend erforderlich. Entspricht sie doch und 
gerade dem ganz überwiegenden Rechtsempfinden aller Bürger in Deutschland. 
Gerade auf dem Gebiet von Strafmaß und Schuld wie dem Ahndungsbedürfnis 
bei nicht erfolgreich umgesetzten, bösen Absichten sollten diese laienhaften 
Überzeugungen nicht vernachlässigt werden. Denn sie stellen den wirklichen 
Volkswillen dar. 
 
1.) Zum Strafrahmen  
 
Die zwingend angezeigte Erhöhung der angedrohten Höchststrafe auf fünf 
Jahre  folgt aus gewissermaßen formalen (vergleichenden und angleichenden) 
Gründen wie aus materiellen Bewertungsüberlegungen als auch wegen 
sinnvoller rechtlichen Folgerungen einer solchen Änderung. 
 
Bereits im Kommentar von Kluge/Ort/Reckewell zum TierSchG (Rn. 215 zu § 17) 
ist hingewiesen auf eine nicht nachvollziehbare und nicht juristisch begründbare 
Ungleichheit im Verhältnis zu verschiedenen strafrechtlich den Tierschutzbereich 
tangierenden anderen Strafnormen mit relativ oder absolut höheren 
Strafandrohungen. 
 
So bedroht das Hundeverbringungs- und Einfuhrbeschränkungsgesetz von 2001 
im nach wie vor geltenden § 5 den bloßen Ordnungsverstoß der Einfuhr eines 
gefährlichen Hundes bereits mit zwei Jahren Freiheitsstrafe. 
 
Die Halbherzigkeit der Anhebung der Strafdrohung 1998 von zwei auf drei Jahre 
zeigt auch ein Vergleich allgemeiner Strafdrohungen im deutschen Recht. 
Generell ist festzustellen, dass hierzulande einige wenige im Unrechtsgehalt 
niedrig angesetzte Delikte im StGB (z.B. Beleidigung, Bedrohung) und im 
Nebenstrafrecht mit nur 6 Monaten oder einem Jahr Freiheitsstrafe bedroht sind. 
Dies gilt auch für die Strafdrohungen von zwei Jahren (z.B. Sachbeschädigung). 
Das „normale“ Vergehen ist bereits mit fünf Jahren bedroht; drei Jahre sind 
absolute Ausnahmen (etwa Nötigung nach § 240 StGB, die aber dafür 
besonders schwere Fälle mit höherer Strafe kennt ). 
Die erneute Anhebung der Strafdrohung auf 5 Jahre ist weiter auch durch die 
Einführung des Staatsziels Tierschutz in Art. 20a GG im August 2002 materiell 
geboten. Denn die Verankerung des Tierschutzes in der Verfassung zeigt die 
verstärkte, nämlich höchste Wertigkeit. Sie muss zwingend eine Auswirkung 
auch auf das Strafrecht haben. Die Gleichsetzung des Tieres in seinem 
strafrechtlichen Schutz zumindest mit den „klassischen“  Delikten wie einfacher 
Diebstahl, Unterschlagung, Betrug ist zwingend auch unter dem allgemeinen 
Rechtsgrundsatz der Einheit der Rechtsordnung geboten. Das gilt auch im 
Vergleich zu dem Deliktsbereich, der bereits im StGB Tiere als eigenständiges 
Schutzobjekt kennt, den Umweltschutz. So verbietet etwa § 324a StGB im 
Zusammenhang mit einer Bodenverunreinigung z.B. die bloße Gefährdung nach 
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materiellen Kriterien wertloser und selbst ökologisch nicht gesteigert 
bedeutsamer Tiere (vgl. Schönke/Schröder/Heine, StGB, Rn. 11 zu § 324a) mit 
fünf Jahren Freiheitsstrafe. 
 
Ohne Anhebung der Strafe in den normalen Vergehensbereich würde 
Tierquälerei weiterhin als Bagatellkriminalität angesehen, was im absoluten 
Widerspruch zur Normensystematik, nämlich Tierschutz als ein Verfassungsgut 
und –auftrag, steht. 
 
Die Erhöhung der Strafdrohung könnte auch kriminologisch eine Erhöhung des 
Sicherheitsaspekts für die Bevölkerung mit sich bringen. 
 
Es ist anerkannt, dass Tierquälerei und generelle Gewaltbereitschaft eng 
verbunden sind (vgl. Kluge/von Loeper, TierSchG, Einf. Rn. 43; 
Kluge/Ort/Reckewell, TierSchG Rn. 13ff, 18 vor § 17). Eine Tatbeteiligung früher 
auffällig gewordener Tierquäler an späteren Gewalttaten ist daher ein 
kriminalistisch stets zu prüfender Aspekt und bei Tatspurenauswertung zu 
berücksichtigen. Die Speicherung von  DNA-Identifizierungsmustern nach 
§ 81g StPO wäre dabei ein besonders effektives Hilfsmittel, ist aber nur nach 
Begehung einer „Straftat von erheblicher Bedeutung“ zulässig. Dieser 
unbestimmte Rechtsbegriff wird nach herrschender Meinung auf Straftaten 
mindestens im Bereich mittlerer Kriminalität bezogen (vgl. Loewe-
Rosenbeg/Krause, StPO, Rn. 16 zu § 81g; Lemke, StPO, Rn. 10 zu § 81g). Dies 
ist bei Straftaten mit Strafdrohung bis zu fünf Jahren angenommen worden und 
folgt auch aus den im Katalog des Anhangs zu § 2c DNA-IFG niedergelegten 
Delikten, wenn sie z.B. eine besonders rücksichtslose Begehung zeigen (vgl. 
Loewe-Rosenberg/Krause, StPO, Rn. 22 zu § 81g). Auch diese 
(Rand)Überlegung sollte zu einer Anhebung des Strafrahmens bei 
§ 17 TierSchG führen. 
 
Nicht zuletzt soll auch noch darauf hingewiesen werden, dass das neue 
italienische Tierschutzgesetz (neben einer Verbandsklage) eine ausdrückliche 
Straferhöhung auf vier Jahre Freiheitsstrafe festgeschrieben hat. 
 
2.) Strafbarkeit des Versuches 
 
Die Strafbarkeit des Versuches sollte in einem Absatz 2 des § 17 TierSchG  
eingeführt werden. 
 
Auch hier ist bereits in formalen Vergleichen zum bereits zitierten § 5 des 
HundVerbrEinfG die Ungleichheit festzustellen, dass in diesem Tierhaltung 
reglementierenden Gesetz der Versuch bloßer Ordnungsverstöße strafbar ist. 
Auch die Sachbeschädigung nach § 303 StGB kennt seit über 100 Jahren die 
Versuchsstrafbarkeit. 
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Damit ist bereits dogmatisch geboten, dass das schon heute strenger bestrafte 
Vergehen des § 17 TierSchG eine Versuchsstrafbarkeit erhalten muss, letztlich 
auch in Ausgestaltung des Art. 20a GG. 
 
Andernfalls müsste die vorliegende gesetzliche Lücke weiter mit ungenügenden 
Hilfskonstruktionen derart geschlossen werden, dass die Strafjustiz bei der 
versuchten Tötung oder Schädigung eines Tieres nach dessen Erwähnung in der 
Verfassung auf das „Surrogat“ einer Sachbeschädigung zurückgreifen muss, 
wobei dies auch nicht in allen Fällen, sondern nur bei in Eigentum stehenden 
Tieren möglich ist. 
 
Auch ist erneut unter einer lebensnahen Betrachtung die Einführung einer 
Versuchsstrafbarkeit zwingend. Denn z.B. Ermittlungsfälle wegen ausgelegter, 
vergifteter oder gefährlich präparierter Köder, um Tiere tierquälerisch und 
qualvoll zu töten, würden andernfalls nicht (oder nur auf dem Ersatzweg der 
versuchten Sachbeschädigung und nicht in allen Fällen (z.B. bei wildlebenden 
Tieren oder Wild) strafrechtlich verfolgt werden können. 
 
Hier sind trotz der Allgemeingefährlichkeit zur Zeit strafrechtliche Ermittlungen 
nur zulässig beim nachgewiesenen Angriff auf ein konkretes im Eigentum 
stehendes Tier (unter der weiteren Voraussetzung des § 303c StGB), nicht aber 
bei Angriffen auf herrenlose Tiere. 
 
Ein weiteres Beispiel aus der Praxis für die Strafbarkeitslücke ist die Situation, 
dass der Tierhalter (etwa um Kosten zu sparen) sein Tier nicht tierärztlich 
behandeln lässt und bewusst den Tod des Tieres in Kauf nimmt, der durch die 
Verbringung des Tieres zum Tierarzt durch Dritte und die Kostenübernahme der 
Behandlung beim Tierarzt durch Dritte abgewendet wird. 
 
3.) Sanktionierung fahrlässiger Tierschädigungen 
 
Eine generelle Sanktionierungsmöglichkeit fahrlässiger Tierschädigung ist 
ebenfalls ganz besonders aus der Sicht der Rechtswirklichkeit dringend 
angezeigt. Eine Ansiedlung derselben im Bereich der Ordnungswidrigkeiten 
erscheint dabei vertretbar. 
 
Fahrlässig verursachte erhebliche, nicht länger andauernde oder sich 
wiederholende Schmerz-, Leidens- oder Schadenszufügung wird gegenwärtig in 
§ 18 Abs. 1 Nr. 1 TierSchG allein dem Halter und Betreuer des geschädigten 
Tieres als Ordnungswidrigkeit verboten. § 18 Abs. 2 sanktioniert dieses 
Verhalten in vorsätzlicher Form gegenüber jeder Person und erweitert den 
Opferkreis über die Wirbeltiere auf alle Tiere. Die Sinnhaftigkeit dieser zu weiten 
und daher praktisch nicht umgesetzten und nicht umsetzbaren Regelung wurde 
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bereits früher in Frage gestellt (vgl. Kluge/Ort/Reckewell, TierSchG, Rn. 34 zu 
§ 18). 
 
Dabei ist bereits nicht nachvollziehbar, warum nicht auch eine fahrlässige 
Tierschädigung von Wirbeltieren auch ohne Verletzung einer besonderen 
Obhutspflicht unter Strafe steht. Denn der Schutz vor schuldhaften Eingriffen 
gegen Tiere ist Teil der mit Art. 20 a GG dem Gesetzgeber verfassungsmäßig 
auferlegten Pflicht. 
 
Weiter erfordert auch die praktische forensische Erfahrung die Schließung der 
Sanktionierungslücke. Denn auch die Fälle ungezielter Leidens- und 
Schmerzzufügung durch z.B. gedankenloses, aber vorhersehbares und 
gewolltes Verhalten gegenüber Tieren sollte generell auch erfasst werden, zumal 
die Grenze zwischen bedingtem Vorsatz und bewusster Fahrlässigkeit 
schwimmend sind. 
 
Oft schreckt der Strafjurist selbst bei objektiv erkennbarer und vermeidbarer 
Verursachung von Tierleid vor einer entsprechenden Einlassung „Das habe ich 
nicht gewollt“ zurück und spricht frei. Hier ist ein Rückgriff auf Fahrlässigkeit 
nützlich, wobei wegen des niedrigeren Unrechtsgehalts eine Bewertung dieses 
Verhaltens als Ordnungswidrigkeit angemessen ist. 
 
Die vorgeschlagene Gesetzesänderung würde auch zu einer Harmonisierung 
des Sanktionenkataloges der Ordnungswidrigkeiten führen, da bereits jetzt durch 
die generelle Ahndung auch fahrlässiger Verstöße gegen die tierquälerischen 
Einzelhandlungen des § 3 in § 18 Abs. 1 Nr. 4 TierSchG einzelne 
Leidenszufügungen bußgeldbewehrt sind. 
 
Die Gesetzesänderung  kann einfach erfolgen durch Streichung des 
Halbsatzes „das er hält, betreut oder zu betreuen h at“ in § 18 Abs. 1 Nr. 1 . 
Dem dann umfassenden Schutz der Wirbeltiere gegen schuldhafte Verletzungen 
stünde in vertretbarer Abwägung weiterhin der nur gegen vorsätzliche 
Schädigung erfolgende Schutz auch der Nichtwirbeltiere in Abs. 2 zur Seite (zur 
Kritik an diesem praktisch ineffektiven Schutz vgl. Kluge/Ort/Reckewell, 
TierSchG, Rn. 33,34 zu § 18). 
 
Einer Änderung der Geldbußen in Abs. 3 bedarf es in keinem Fall, da deren 
Höhe ohnehin nach dem Verschuldensgrad anzusetzen ist. 
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4.) Erweiterung der Strafbarkeit des Verstoßes gege n Tierhalteverbote in 
§ 20 TierSchG 
 
Die bisherige Strafbarkeit wegen Verstößen gegen ein Tierhalteverbot in 
§ 20 Abs. 3 TierSchG betreffen allein Zuwiderhandlungen gegen strafrechtliche 
Anordnungen. Nicht darunter fallen Verstöße gegen Anordnungen der 
verwaltungsrechtlichen Fachbehörden nach § 16 a TierSchG. 
 
Die praktischen Schwierigkeiten der Verwaltungsbehörden mit der Umsetzung 
eines Tierhalteverbotes nach § 16 a Nr. 3 TierSchG können von jeder 
Veterinärbehörde bestätigt werden und sind tatsächlich und rechtlich dargestellt 
bei Kluge, TierSchG Rn. 48ff zu § 16 a und Hirt/Maisack/Moritz TierSchG, Rn. 14 
zu § 20. 
 
Hier würde die Erstreckung der Strafbarkeit auf Verstöße gegen 
verwaltungsrechtliche Halteverbote eine insgesamt schnellere und einfachere 
Umsetzung der Anordnung ermöglichen als der Verwaltungsrechtsweg. 
 
Darüber hinaus ist die bisherige Unterscheidung zwischen Verwaltungs- und 
Strafrecht für den Bürger erneut nicht nachvollziehbar. 
 
Und letztlich ist die einheitliche Strafbarkeit eines Verstoßes gegen 
ordnungsbehördliche  und strafrechtliche Anordnungen nicht rechtsfremd, wie 
die Gleichsetzung bei Entzug der Fahrerlaubnis in § 21 StVG zeigt. 
 
In § 20 Abs. 3 wird vor „zuwiderhandelt“ ergänzt „o der § 16a Nr. 3“. 
 
IV:  Verbot zoophiler Handlungen 
 
1.) Situation und Begründung 
Als „Sodomie“ oder „Zoophilie“ bezeichnet man eine besondere Form der 
Mensch-Tier-Beziehung unter Einschluss sexueller Handlungen. Das Phänomen 
ist vom sogenannten Zoosadismus zu unterscheiden: Dieser betrifft sexuell 
orientierte oder ausgerichtete Tierquälerei und ist nach § 17 TierSchG strafbar. 
 
Auch wenn diese Zuordnung sehr weit erscheint, begreift sie nicht nur 
menschliche Zuneigung und Hingabe zu einem Tier, sondern verlangt darüber 
hinausgehend eine derart starke erotische Hinwendung zu Tieren, dass diese zu 
intimen Akten mit ihnen führt (vgl. G. Bolliger in „Psychologische Aspekte zum 
Tier im Recht“ 2011, S. 63ff). Objektiv dürften diese sexuellen Handlungen im 
Sinne von § 184g StGB gleichstehen. 
 
Die Dunkelziffer einschlägiger Taten dürfte hoch liegen; statistische Zahlen 
existieren seit 1970 nicht mehr. Das Internet zeigt eine immense Zahl zoophile 
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Handlungen anpreisender Seiten (vgl. Bolliger wie vor; Leondarakis/Liedtke 
„Gutachten über die Strafbarkeit der Zoophilie am Beispiel von Beiträgen des 
Internetforums“ 2009). Der Frankfurter Sexualwissenschaftler Volkmar Sigusch 
geht von „Millionen Menschen“ aus, die von einem Zoophilieverbot betroffen 
wären (Frankfurter Rundschau –Hessen- vom 07.02.2012). Inzwischen soll es 
auch in Deutschland Tierbordelle geben (Frankfurter Rundschau - dpa – vom 
04.02.2012). 
 
Mit dem 1. StrRG vom 25.06.1969 wurde der frühere § 175b StGB aufgehoben. 
Diese Vorschrift war 1935 neu formuliert worden, aber bereits seit 1871 im 
RStGB verankert. Grundgedanke der Reform war, dass ein Verhalten nicht 
schon um seiner Unmoral willen Strafe verdient, sondern erst dann, wenn 
dadurch elementare Interessen anderer oder der Gemeinschaft verletzt werden. 
Hinsichtlich des wegfallenden tierschützenden Nebeneffekts von § 175 b StGB 
verwies man nebenbei auf den Schutz durch das TierSchG und die 
Sachbeschädigungsnorm. 
 
Nach wissenschaftlichen Auswertungen der bis 1970 kriminalistisch erfassten 
Zahlen greift dieser Schutz aber in ~30 % der Zoophiliefälle nicht (Vgl. bei 
Gabriele Frey „Sexuelle Handlungen mit Tieren. Die Rechtslage in Deutschland 
– ein Überblick“ 2003 unter http://verschwiegenes-tierleid-
online.de:8080/Rechtslage). Auch hat sich, wie selbst obergerichtliche Urteile 
ausführen, die rechtliche Wertigkeit des Tieres relevant erhöht. Am 19.10.2011 
erklärte z.B. hier einschlägig das KG Berlin (25 W 73/11) einen Vereinszweck 
„Praktizierung der partnerschaftlichen Liebe zum Tier“ als Verstoß gegen 
§ 134 BGB i.V.m. § 17 TierSchG. 
 
Eine eindeutige Neuregelung ist erforderlich und (verfassungs)rechtlich geboten. 
Aus der deutschen Verfassungslage kann allerdings allein aus der 
Staatszielbestimmung des Art. 20 a GG noch kein zwingendes Argument für die 
Wiedereinführung einer Strafnorm abgeleitet werden (so jedenfalls 
Maunz/Dürig/Scholz, GG, Rn. 39,75 zu Art. 20 a). 
 
Das Tierschutzgesetz selbst aber enthält zahlreiche Verhaltensanforderungen, 
die verschiedene Gebiete sozialen und wirtschaftlichen Zusammenlebens 
berühren (neben individueller Tierhaltung solche für Industrie, Landwirtschaft, 
Medizin, Gewerbe usw). Seine Vorgaben gelten durchgängig gegenüber 
anderen gesetzlichen Spezialregeln. Deshalb können die dahinter stehenden 
Gemeinschaftsinteressen bereits auch die gesetzliche Regelung zoophiler 
Lebenssachverhalte verlangen und rechtfertigen. Durch das Tierschutzgesetz 
wird traditionell die „sittliche Ordnung zwischen Mensch und Tier“ geschützt. 
Diese rein anthropozentrische Wertung wurde 1986 ausdrücklich ausgeweitet 
durch die Anerkennung des Tieres als „Mitgeschöpf“, für das der Mensch 
Verantwortung trägt. Bewusst wurde dadurch der ethische Tierschutz eingeführt, 
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womit auch tierisches Wohlbefinden zum zu schützenden Rechtsgut wurde (vgl. 
bei Kluge/v.Loeper, TierSchG, Rn. 11,15 zu § 1; Hirt/Maisack/Moritz, TierSchG, 
Rn. 17ff zu § 1). 
 
Wohlbefinden ist nach Rechtsprechung und Literatur mehr als Abwesenheit von 
Krankheit, sondern ein Zustand physischer und psychischer Harmonie des 
Tieres in sich und Fehlen von der Wesensart des Tieres zuwiderlaufenden, 
instinktwidrigen und vom Tier gegenüber seinem Selbst- oder Arterhaltungstrieb 
als feindlich empfundenen Einwirkungen wie auch sonstiger Beeinträchtigungen. 
 
Beachtet man zu der angeführten mehr biologischen und ethologischen 
Schutzkomponente die durch Art. 20 a GG (Schutz um ihrer selbst willen; 
Eigenwert der Tiere) noch verstärkte Bedeutung der Wertung „Mitgeschöpf“, 
muss man zwingend den Rechtsschutz gegen „Erniedrigung und 
Instrumentalisierung“ auch als bereits im TierSchG angelegt anerkennen. Die 
Formel von der „Würde der Kreatur“ ist mit dem Begriff Mitgeschöpflichkeit 
verbunden und fließt in dessen Auslegung ein (Maunz/Dürig/Scholz, GG, Rn. 73 
zu Art. 20a). Damit fordert das geltende Tierschutzgesetz über das Verbot des 
ungerechtfertigten Zufügens physischer und psychischer Schäden hinaus den 
grundsätzlichen Schutz der Tiere vor menschlichen Eingriffen generell in ihre 
artgemäße Selbstentfaltung, ihre „Integrität“. 
 
Zu dieser Achtungspflicht gehört auch, Tiere vor Beeinträchtigung ihrer sexuellen 
Integrität wie nicht einwilligungsfähige Menschen zu schützen (Maisack in 
„Verschwiegenes TierLeid“ 2006, S. 173). 
 
Die grundsätzliche Sanktionslosigkeit derartigen Verhaltens ist auch im Hinblick 
auf sonstige strafrechtliche Regelungen nicht einzusehen. So ist der frühere 
§ 184 Abs. 3 StGB durch das SexualdelÄndG vom 27.12.2003 mit 
unverändertem Regelungsgehalt als neuer § 184 a StGB eingefügt, also bewusst 
trotz früherer Kritik bestätigt worden. 
 
Danach ist die Verbreitung von Schriften im Sinne von § 11 StGB bei Strafe bis 
zu drei (!) Jahren verboten, wenn sie sexuelle Handlungen von Menschen mit 
Tieren zum Gegenstand haben. Die Durchführung der Handlung selbst ist aber 
nicht strafbar, was für jeden objektiven Betrachter nicht nachvollziehbar ist. 
Gleichzeitig eine klare Rechtslücke darstellt. Diese gegenwärtig absurd 
widersprüchliche Situation bedeutet zum Beispiel, dass der die sexuelle 
Handlung zwischen einem Menschen und einem Tier zwecks Verbreitung 
Filmende strafbar ist, der unmittelbar Handelnde nicht. Gleiches gilt sogar bei nur 
schriftlicher Darstellung des tatsächlichen Vorganges. 
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2.) Gesetzestechnische Konzeption 
Bei der gesetzestechnischen Konzeption des Verbotes ist die Einfügung einer oft 
erörterten strafschärfenden Qualifikationsnorm in § 17 TierSchG ungeeignet. 
Damit würde zwar einerseits auch ein Sanktionsbedürfnis für zoophile 
Handlungen anerkannt, andererseits käme die Sanktion nur bei der in 
§ 17 TierSchG vorausgesetzten feststellbaren erheblichen Leidens- und 
Schmerzzufügung zum Tragen. Eine Straferhöhung wegen besonderer 
Verwerflichkeit eines Handlungsaspektes ist zwar strafrechtliche Gegebenheit 
(vgl. etwa „niedrige Beweggründe“ in § 211 StGB). Eine solche Lösung würde 
aber gerade die ohne Schmerzzufügung erfolgende Integritätsverletzung 
folgenlos lassen. 

 
Eine bereits seit Jahren in verschiedenen Veröffentlichungen geforderte 
eigenständige Verbotsnormierung lautet: 
 
„ Es ist verboten, sexuelle Handlungen an einem Tie r vorzunehmen oder  
auf ein Tier einzuwirken, um es zur Duldung solcher  Handlungen zu 
veranlassen.“  
 
Die Verwendung des Rechtsbegriffs „sexuelle Handlungen“ in einer Verbotsnorm 
ist grundsätzlich unproblematisch. Dieser Begriff ist in § 184 g StGB und der 
dazugehörigen Rechtsprechung und Rechtsliteratur ausreichend festgelegt. 
Objektiv muss das äußere Erscheinungsbild für das allgemeine Verständnis die 
Sexualbezogenheit erkennen lassen, wobei es bei Handlungen, die einen 
Partner notwendig einbeziehen (wie etwa bei zoophilen Handlungen) genügt, 
wenn nur einer deren sexuellen Charakter erkennt. Insoweit ist die subjektive 
Zielrichtung des Täters entscheidend (vgl. Fischer, StGB, Rn. 4, 4a zu § 184 g). 
 
Daher könnte der einschränkende wie erweiternde Zusatz „um sich oder einen 
anderen sexuell zu erregen“ sinnvoll sein. Eine entsprechende Formulierung des 
Tatbestandes würde der Klarstellung dienen und sich insoweit auch mit der 
Rechtsprechung des BGH (4 StR 459/07) decken (die bisher allerdings nur den 
Sexualbezug beim Missbrauch widerstandsunfähiger Personen thematisiert hat).  
 
Weiter scheint eine Tatbestandserweiterung mit den Worten „oder solche zu 
ermöglichen“ angezeigt insbesondere zur Erfassung und frühzeitigen 
Verhinderung von Tierbordellen. Nach Erkenntnissen der hessischen 
Landestierschutzbeauftragten gibt es inzwischen auch in Deutschland bereits 
solche bisher nicht für möglich gehaltene Einrichtungen (Frankfurter Rundschau 
04.02.2012). 
 
Eine solche Verbotsnorm sollte als Ordnungswidrigkeit (und dann nach jetzigem 
Gesetzesaufbau in § 3 des gegenwärtigen TierSchG) eingefügt werden. § 3 
enthält nicht nur Verbote spezifischer leidenszufügender Handlungen, sondern 
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auch solche nur potentiell gefährlicher oder überhaupt nur nicht gewollter 
Betätigungen (Nr. 9). Die Sanktionierung würde dann über 
§ 18 Abs.1 Nr. 4 TierSchG erfolgen. 
 
Auch innerhalb des verfassungsrechtlichen Wertesystems erscheint diese 
Einstufung angebracht. Die insoweit nur geschützte Integrität des Tieres ist in 
ihrer Abwehrfunktion eben nicht so hoch anzusiedeln wie die viele Strafnormen 
begründende Würde des Menschen im mit Ewigkeitsgarantie (Art. 79 Abs.3 GG) 
versehenen Art. 1 GG. 
 
Es ist einzuräumen, dass damit ein gewisser Wertungswiderspruch zur Straftat 
nach § 184b StGB entstehen könnte. Angesichts der Umstrittenheit dieser Norm 
erscheint aber die Einführung einer Ordnungswidrigkeit bedeutend leichter 
umsetzbar. 
 
Insoweit erscheint es auch vertretbar, dass die Einordnung eines 
Zoophilieverbotes nur als Ordnungswidrigkeit zu Einschränkungen bei den 
Ermittlungsmöglichkeiten führt (zB § 81 g StPO; DNA). Der bei Umsetzung 
ordnungsrechtlicher Verbotsnormen systemimmanenten Schwäche bei der 
durchgängigen Verfolgung der verbotenen Handlungen infolge des 
Opportunitätsprinzips ist ohne weiteres zu begegnen durch einschlägige 
ministerielle Weisungen. 
 
V:  Verbot von Tierverlosungen  
 
Entgegen den Darstellungen in verschiedenen Filmen, wo der Losgewinn eines 
Tieres (Hund, Schwein, Pony) zu Bereicherungen des vorgestellten 
Familienlebens und einer als tierlieb angebotenen (zu vermenschlichten) Haltung 
des Tieres führt, ist die Gefahr bei Verlosungen von Tieren auf Jahrmärkten oder 
anlässlich sonstiger Veranstaltungen groß, dass die Tiere nicht in artgerechte 
Lebensumstände kommen. Die Übernahme der Tiere erfolgt häufig 
unvorbereitet, spontan und aus beschwingter unüberlegter Situation. 
 
Der "zufällige" Gewinner hat wahrscheinlich nicht die erforderliche Sachkunde, 
nicht eine geeignete Unterbringungsmöglichkeit, nicht die notwendige Zeit und 
ggf. noch nicht einmal die finanziellen Mittel für die Haltung. 
 
Auch fehlt bei einer Tierverlosung die erforderliche Verantwortlichkeit desjenigen, 
der das Tier abgibt. Denn grundsätzlich hat derjenige, der ein Tier abgibt, zu 
prüfen, ob der Erwerber die erforderlichen Voraussetzungen unter einer 
persönlichen Zuverlässigkeit besitzt (argumentum § 11c TierSchG). 
 
Die damit zwingend im Raum stehenden schadensträchtigen Umstände gilt es 
zu verhindern. Dies ist anders als bei Tierversteigerungen kaum über im 
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Einzelfall erfolgende Vorgaben nach § 16a TierSchG durch die Veterinärbehörde 
möglich, so dass ein generelles Verbot die entsprechende Klarheit schafft. Ein 
solches lässt sich auch gesetzessystematisch in den Katalog des § 3 
aufnehmen, da dort auch bereits nicht unmittelbar Tierleid auslösende 
Verhaltensweisen verboten werden. 
 
Der Gesetzesvorschlag lautet: Es ist verboten, 
 

ein Tier öffentlich als Belohnung für die Vornahme oder 
Unterlassung einer Handlung oder die Herbeiführung eines Erfolges 
oder als Preis bei einem Wettbewerb, einer Verlosun g, einem 
Preisausschreiben oder einer ähnlichen Veranstaltun g auszuloben. 

 
VI: Wildtierverbot für Zirkusunternehmen 
 
Der Entwurf enthält keine Vorschläge für ein – in welchem Umfang auch immer – 
ausgestaltetes Wildtierverbot für Zirkusunternehmen. Das ist nach der rein 
parteipolitisch, ohne jede Aussprache erfolgten Ablehnung des Antrages der 
Fraktion der SPD (Drucksache 17/8160) im Bundestag am 15.12.2011 (Protokoll 
der Sitzung, Zusatzpunkt 4a zu Sammelübersicht 363) zu erwarten gewesen. 
 
Dennoch wird seitens der DJGT die Aufnahme einer entsprechenden Regelung 
für angezeigt erachtet. 
 
Zur Begründung wird auf die Ausführungen des Bundesrates in seinem 
Beschluss vom 25.11.2011 (Entschließung des Bundesrates zum Verbot der 
Haltung bestimmter wild lebender Tierarten im Zirkus, Drucksache 565/11) 
Bezug genommen. Weitere praktische Erfahrungen aus staatsanwaltlicher Sicht 
können angeführt werden, die die Unmöglichkeit der eine tierschutzgerechte 
Haltung garantierenden veterinäramtlichen Kontrolle unter den jetzigen 
Regelungen aufzeigen. 
 
Zur grundsätzlichen verfassungsrechtlichen Zulässigkeit einer generellen 
Verbotsregelung hat am 01.12.2011 für die vergleichbare Rechtslage in 
Österreich der Wiener Verfassungsgerichtshof (G 74 11/10, V 63 11/10) in einem 
vom deutschen Zirkus Krone angestrengten Verfahren die österreichische 
Regelung bestätigt. Dort ist u.a. (Rn. 40 – 46) ausgeführt: 
 

„Nach der ständigen Judikatur zum verfassungsgesetzlich 
gewährleisteten Recht auf Freiheit der Erwerbsbetätigung gemäß 
Art. 6 StGG (s. zB VfSlg. 10.179/1984, 12.921/1991, 15.038/1997, 
15.700/1999, 16.120/2001, 16.734/2002 und 17.932/2006) sind 
gesetzliche, die Erwerbsausübungsfreiheit beschränkende Regelungen 
aufgrund des diesem Grundrecht angefügten Gesetzesvorbehaltes nur 
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dann zulässig, wenn sie durch das öffentliche Interesse geboten, zur 
Zielerreichung geeignet, adäquat und auch sonst sachlich zu 
rechtfertigen sind. Auch gesetzliche Regelungen, die die Berufsausübung 
beschränken, sind auf ihre Übereinstimmung mit der 
verfassungsgesetzlich verbürgten Freiheit der Erwerbsbetätigung zu 
prüfen und müssen dementsprechend durch ein öffentliches Interesse 
bestimmt und auch sonst sachlich gerechtfertigt sein. Das bedeutet, dass 
Ausübungsregeln bei einer Gesamtabwägung zwischen der Schwere des 
Eingriffs und dem Gewicht der ihn rechtfertigenden Gründe 
verhältnismäßig sein müssen. Es steht jedoch dem Gesetzgeber bei 
Regelung der Berufsausübung ein größerer rechtspolitischer 
Gestaltungsspielraum offen als bei Regelungen, die den Zugang zu 
einem Beruf (den Erwerbsantritt) beschränken, weil und insoweit durch 
solche die Ausübung einer Erwerbstätigkeit regelnden Vorschriften der 
Eingriff in die verfassungsgesetzlich geschützte Rechtssphäre weniger 
gravierend ist, als durch Vorschriften, die den Zugang zum Beruf 
überhaupt behindern (siehe etwa VfSlg. 13.704/1994 und die dort zitierte 
Vorjudikatur; weiters VfSlg. 16.024/2000 und 16.734/2002). § 27 Abs. 1 
TSchG ordnet an, dass unter anderem in Zirkussen keine Arten von 
Wildtieren gehalten oder zur Mitwirkung verwendet werden dürfen. Als 
"Wildtiere" erfasst das TSchG dabei ausweislich der 
Begriffsbestimmungen in § 4 dieses Gesetzes "alle Tiere außer den Haus 
und Heimtieren" (§ 4 Z 4 TSchG), wobei "Haustiere" (§ 4 Z 2 TSchG) und 
"Heimtiere" (§ 4 Z 3 TSchG) jeweils gesetzlich näher definiert werden. 
Das in § 27 Abs. 1 TSchG normierte Verbot bewirkt, dass ein Zirkus wie 
der der Antragstellerin, der Darbietungen mit Wildtieren wie Elefanten, 
Löwen, einem Nashorn, Lamas und Zebras in seinem Programm 
präsentiert, daran gehindert ist, dieses Programm in Österreich in der 
vorgesehenen Art und Weise zu zeigen. Damit wird der Antragstellerin 
zwar nicht ihre Zirkustätigkeit schlechthin untersagt, weil eine Reihe von 
Darbietungen im Programm, die ohne Wildtiere auskommen, 
diesbezüglich ohne Einschränkung gezeigt werden können. Der 
Antragstellerin werden aber bestimmte Vorgaben gemacht, wie sie ihre 
zu Erwerbszwecken erfolgende Zirkustätigkeit gestalten darf, nämlich nur 
ohne die Verwendung von Wildtieren. Damit sieht § 27 Abs. 1 TSchG 
eine Regelung der Erwerbsausübung durch die Antragstellerin vor und 
greift insoweit in ihr verfassungsgesetzlich gewährleistetes Recht auf 
Erwerbsausübungsfreiheit ein. Das Verbot, in Zirkussen Wildtiere zu 
halten und zu verwenden und der damit bewirkte Eingriff in die 
Erwerbsausübungsfreiheit der Antragstellerin dient einem öffentlichen 
Interesse, nämlich dem "Schutz des Lebens und des Wohlbefindens der 
Tiere aus der besonderen Verantwortung des Menschen für das Tier als 
Mitgeschöpf" heraus (§ 1 TSchG). Dies hat der Verfassungsgerichtshof 
schon mehrfach festgehalten (VfSlg. 15.394/1998, 17.731/2005, 
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18.150/2007). Auch die Antragstellerin bezweifelt dies nicht, hält aber das 
absolute Verbot der Haltung und Mitwirkung von Wildtieren in Zirkussen 
insbesondere gegenüber einem System, das ein Verbot mit 
Erlaubnisvorbehalt und demzufolge individuelle Genehmigungsverfahren 
für die Haltung und Verwendung von Wildtieren in einem bestimmten 
Zirkus vorsieht, für unverhältnismäßig, insbesondere nicht zur Erreichung 
des Ziels der Regelung für erforderlich. Der Gesetzgeber hält, wie die 
Bundesregierung ausführt, das absolute Verbot der Haltung und 
Mitwirkung von Wildtieren in Zirkussen aus folgenden Gründen für 
notwendig: Zirkusse könnten typischerweise aufgrund ihrer besonderen 
Tätigkeitsbedingungen (insbesondere häufige Ortswechsel und die damit 
einhergehenden Anforderungen an die für die Tiere zur Verfügung 
stehenden Unterbringungsmöglichkeiten) eine artgerechte Haltung der 
Wildtiere, wie sie in der 2. Tierhaltungsverordnung näher konkretisiert ist, 
nicht gewährleisten. So müsse für einen Löwen neben einem in 
bestimmter Art und Weise gestalteten Innengehege auch ein ganzjähriger 
Zugang zu einem Außengehege ermöglicht werden, das mindestens 
500 m² (plus 10 % zusätzliche Fläche für jedes weitere erwachsene Tier) 
aufweisen müsse, wobei Löwen in Rudeln gehalten werden müssen. 
Nashörner müssten zumindest paarweise gehalten und neben einer 
Innenanlage über eine ganzjährig zugängliche Außenanlage von 
mindestens 1.000 m² verfügen, Elefanten über eine Außenanlage im 
Mindestmaß von 3.000 m² für drei erwachsene Elefantenkühe bzw. 
700 m² für einen erwachsenen Bullen. Weiters versetze der für Zirkusse 
wie auch den der Antragstellerin typische häufige Ortswechsel die Tiere 
wegen der Unterbringung in Transportfahrzeugen und der Notwendigkeit, 
sich in den neuen Umgebungen wieder einzugewöhnen, in eine sie stark 
beeinträchtigende Stresssituation. Schließlich würden den Wildtieren im 
Rahmen der Darbietungen in Zirkussen nicht nur Körperhaltungen und 
Bewegungsabläufe andressiert, die arttypisch sind, sondern 
insbesondere auch solche, die nicht dem natürlichen Verhaltensrepertoire 
von Wildtieren entsprechen wie etwa der Kopfstand eines Elefanten.  
Berufsausübungsregeln wie das hier zu beurteilende Verbot der Haltung 
und Mitwirkung von Wildtieren in Zirkussen müssen bei einer 
Gesamtabwägung zwischen der Schwere des Eingriffs und dem Gewicht 
der ihn rechtfertigenden Gründe verhältnismäßig sein. Dabei steht dem 
Gesetzgeber, weil durch eine solche die Ausübung der Erwerbstätigkeit 
regelnde Vorschrift weniger gravierend in die Erwerbsfreiheit eingegriffen 
wird als durch Vorschriften, die den Zugang zum Beruf überhaupt 
behindern, ein größerer rechtspolitischer Gestaltungsspielraum offen. 

Wie der Verfassungsgerichtshof bereits festgehalten hat, ist in den letzten 
Jahr�zehnten insoweit ein Wertewandel eingetreten, als sich nach 
heutiger Auffassung im Tierschutz ein weithin anerkanntes und 
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bedeutsames öffentliches Interesse verkörpert (VfSlg. 15.394/1998). 
Zwar verkennt der Verfassungsgerichtshof nicht, dass auch der langen 
Tradition der Erwerbs� und Lebensform des Zirkusses (einschließlich 
historisch immer damit verbunden gewesener Darbietungen mit 
bestimmten Wildtieren) Gewicht zukommt. Angesichts des dem 
Gesetzgeber hier zukommenden größeren Gestaltungsspielraums kann 
der Verfassungsgerichtshof ihm aber unter verfassungsrechtlichem 
Blickwinkel nicht entgegentreten, wenn er heute die Verwendung von 
Wildtieren in Zirkussen und damit für diese Tiere verbundene 
Beeinträchtigungen und Belastungen zum Zwecke der Zerstreuung und 
Belustigung von Menschen nicht mehr hinnehmen will, die früher als nicht 
zu beanstanden oder nicht von Bedeutung angesehen wurden.  

Es ist daher unter dem von der Antragstellerin geltend gemachten 
Gesichtspunkt ihrer Erwerbsausübungsfreiheit verfassungsrechtlich nicht 
zu beanstanden, wenn der Gesetzgeber insbesondere im Hinblick auf die 
dargelegten Haltungsbedingungen für Wildtiere und die Belastungen, 
denen sie durch die einem Zirkus eigenen hohen Maß an Mobilität 
ausgesetzt sind, ein generelles Verbot der Haltung und Verwendung von 
Wildtieren in Zirkussen für erforderlich erachtet. Wie ein Verbot der 
Haltung bzw. Ausstellung von Hunden und Katzen in Zoofachgeschäften 
zum Zweck des Verkaufs (VfSlg. 17.731/2005) oder ein generelles Verbot 
der Verwendung elektrisierender Dressurgeräte (VfSlg. 18.150/2007) 
erweist sich also auch das Verbot des § 27 Abs. 1 TSchG bei der im 
Hinblick auf die Erwerbsausübungsfreiheit gebotenen Gesamtabwägung 
als verhältnismäßig.“ 

 
Wie im österreichischen Recht (dort § 27 TierSchG) hält die DJGT, anders als 
der Bundesrat, neben einer die technischen Einzelheiten ordnenden Normierung 
(insbesondere auch Tierarten und Übergangsregelungen), eine im Gesetz 
eigens selbst aufgestellte Vorschrift für zwingend notwendig. Solches gebietet 
bereits die erforderliche Rechtsklarheit auf dem hier von europaweit 
vagabundierenden Zirkusunternehmen angesprochenen Rechtsgebiet. Die neue 
Grundregel sollte in der nachstehenden, sehr abgewogenen Formulierung im 10. 
Abschnitt des TierSchG wie folgt angeordnet werden: 
 

§ xx Haltung von Tieren in Zirkussen, Varietés und ähnlichen 
Einrichtungen 
 (1) In Zirkusbetrieben, Tierschauen, Varietés und ähnlichen 
Einrichtungen, die an wechselnden Standorten tätig werden, dürfen 
Tiere wildlebender Arten weder gehalten noch zur Mi twirkung 
verwendet werden, soweit sie nicht einer durch Rech tsverordnung 
nach Absatz 4 Nr. 1 bezeichneten Tierart angehören.  Für Tiere 
anderer wildlebender Arten, die bei Inkrafttreten d ieses Gesetzes 
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bereits in solchen Einrichtungen gehalten werden, s oll die 
zuständige Behörde Ausnahmen zulassen; sie kann die s mit 
Auflagen verbinden, die erforderlich sind, um die E rnährung, Pflege 
und Unterbringung der Tiere so weit wie möglich den  
Anforderungen des § 2 anzunähern. 
(2) Einrichtungen nach Absatz 1 müssen über ein Win terquartier 
verfügen, das nach seiner Größe, Ausstattung und se inem 
Gesamtzustand für alle gehaltenen Tiere eine den An forderungen 
des § 2 entsprechende art- und bedürfnisangemessene  Ernährung, 
Pflege und verhaltensgerechte Unterbringung ermögli cht. Die 
Ausstattung des Winterquartiers muss so sein, dass sie auch die 
Einhaltung der übrigen Vorschriften dieses Gesetzes  und der auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen  ermöglicht. 
Die entsprechenden Nachweise sind im Erlaubnisverfa hren nach § 
11 von dem Antragsteller vorzulegen.  
(3) In Erlaubnisverfahren nach § 11 ist insbesonder e auch darauf zu 
achten, dass trotz der wechselnden Standorte eine a usreichende 
tierärztliche Betreuung aller Tiere sichergestellt ist. 
(4) Das Bundesministerium hat durch Rechtsverordnun g mit 
Zustimmung des Bundesrates 
1. die wildlebenden Tierarten zu bezeichnen, die in  Einrichtungen 
nach Absatz 1 trotz des Tätigwerdens an wechselnden  Standorten 
im Einklang mit den Anforderungen des § 2 art- und 
bedürfnisangemessen ernährt, gepflegt und verhalten sgerecht 
untergebracht werden können, sowie 
2. die Anforderungen an die Haltung und Mitwirkung von Tieren in 
Einrichtungen nach Absatz 1 und die Anforderungen a n den 
Nachweis der erforderlichen Sachkunde der verantwor tlichen 
Person im Sinne von § 11 so zu regeln, dass die Ein haltung aller 
Vorschriften dieses Gesetzes, insbesondere aber die  Erfüllung der 
Anforderungen des § 2 und des § 3 Nr. 5 und 6 siche rgestellt ist. 

 
VII: Regelung zur Unterbringung aufgefundener Tiere  
 
Der Bundesrat hat mit Entschließung vom 14.10.2011 – 408/11 – die 
Bundesregierung aufgefordert,  
 
„bei der bevorstehenden Überarbeitung des Tierschutzgesetzes eindeutige, 
gesetzliche Regelungen für die Betreuung und Unterbringung von verlorenen 
oder entlaufenen sowie ausgesetzten, zurückgelassenen oder anderweitig 
herrenlosen Tieren einzuführen. Dies schließt eine Regelung für Zweifelsfälle 
ein.“ 
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Die Begründung dürfte bekannt sein. Die DJGT macht sich diese Erwägungen zu 
eigen und führt sie daher hier nochmals wörtlich an: 
 
„Die Betreuung und Unterbringung verlorener, entlaufener, ausgesetzter, 
zurückgelassener und anderweitig herrenloser Tiere (zusammen: aufgefundene 
Tiere) ist derzeit unbefriedigend durch verschiedene Gesetze und damit 
einhergehende unterschiedliche behördliche Zuständigkeiten geregelt. 
 
Zum einen sind die Fundbehörden nach den Regelungen des Fundrechts für 
Fundtiere zuständig. Grundsätzlich gilt dabei, dass die im Bürgerlichen 
Gesetzbuch (BGB) geregelte Aufbewahrungspflicht für Fundsachen und damit 
auch für Fundtiere sechs Monate beträgt, wobei sich aus der generellen 
Aufbewahrungspflicht eine Verpflichtung zur Kostenübernahme durch die 
Fundbehörden für diesen gesamten Zeitraum ableiten lässt. In der Regel stellen 
die Fundbehörden die ordnungsgemäße Unterbringung und Betreuung der Tiere 
nicht selbst sicher, sondern übergeben die Tiere einer geeigneten Person oder 
Einrichtung, zum Beispiel einem Tierheim, und ersetzen diesen die 
erforderlichen Aufwendungen für die Versorgung der Tiere. 
 
Zum anderen wird von den Fundbehörden geltend gemacht, dass nicht alle 
aufgefundenen Tiere tatsächlich Fundtiere im Sinne verloren gegangener oder 
entlaufener Tiere sind, sondern dass es sich in vielen Fällen um ausgesetzte und 
zurückgelassene Tiere handelt, für die keine Zuständigkeit und 
Kostentragungspflicht der Fundbehörden besteht. In einigen Ländern wurde 
wegen des unklaren Rechtsstatus aufgefundener Tiere vereinbart, dass die 
Kostentragungspflicht der Fundbehörden nach vier Wochen endet. Andere 
Länder halten an der sechsmonatigen Aufbewahrungspflicht für Fundtiere fest. 
 
Die geschilderten Unklarheiten beim Auffinden eines Tieres können schließlich 
zu der besonders problematischen Situation führen, dass jede der potenziell 
zuständigen Behörden die Zuständigkeit und Kostentragungspflicht  unter  
Verweis auf eine mögliche andere Rechtslage ablehnt. Dies führt im Ergebnis 
dazu, dass auf Grund fehlender Regelung für die Betreuung und Unterbringung 
solcher Tiere und wegen der entsprechend nicht klar abzuleitenden Pflichten von 
Behörden die Erstattung anfallender Kosten an den jeweiligen Tierheimträger 
trotz erbrachter Leistungen häufig nicht erfolgt. Wegen der nicht klaren 
Verantwortlichkeiten und Kostentragungspflichten der Behörden erfolgt die 
Unterbringung zahlreicher Tiere über größere Zeiträume zu Lasten der 
Tierheimträger, bei denen es sich häufig um gemeinnützige Vereine handelt. 
Vielerorts ist die finanzielle Lage der Tierheimträger inzwischen so angespannt, 
dass mit der Insolvenz von Tierheimen gerechnet werden muss. 
 
Um das Verwaltungshandeln zu vereinfachen, langwierige Einzelfallprüfungen zu 
vermeiden, Rechtsstreitigkeiten zu verhindern und gleichzeitig den Fortbestand 
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der Tierheime zu sichern, müssen deshalb eindeutige und abschließende 
gesetzliche Regelungen hinsichtlich der Betreuung und Unterbringung von 
verlorenen, entlaufenen, ausgesetzten, zurückgelassenen und anderweitig 
herrenlosen Tieren getroffen werden. Dabei ist auch eine Regelung erforderlich, 
wie mit Zweifelsfällen umzugehen ist. 
 
Eine klare gesetzliche Regelung könnte im Zusammenhang mit der anstehenden 
Novellierung des Tierschutzgesetzes erfolgen, da ein sachlicher Zusammenhang 
mit dem in § 3 des Tierschutzgesetzes enthaltenen Aussetzungsverbot besteht. 
Eine entsprechende Regelung für anderweitig herrenlose Tiere wie 
beispielsweise freilebende Katzenpopulationen sollte in diesem Zusammenhang 
ebenfalls getroffen werden. Möglicherweise sind auch Anpassungen der 
Regelungen im BGB erforderlich und geeignet, die unbefriedigende Rechtslage 
zu klären.“ 
 
Eine pflegliche Unterbringung ausgesetzter und zurückgelassener Tiere wie von 
herrenlosen Tieren und Fundtieren in Tierheimen oder ähnlichen Einrichtungen 
ist in unmittelbarer Umsetzung der Staatszielbestimmung des Art. 20 a GG zu 
gewährleisten. Für eine neu einzuführende Schutzvorschrift für ausgesetzte und 
zurückgelassene Tiere wie auch zur gesetzlichen Klarstellung der 
Verantwortlichkeiten für Fundtiere wird die nachfolgende Gesetzesregelung 
vorgeschlagen. Eine umfassende Klarstellung erscheint auch angesichts von 
gegenüber dem an sich einfachen Lebenssachverhalt äußerst spitzfindig und 
einzelfallbezogen wirkenden Gerichtsentscheidungen (vgl. VG Gießen, NVwZ-
RR 2002, 95ff; VG Göttingen, 19.05.2010, 1 A 288/08) wie der noch weitgehend 
im Sachenrecht verharrenden, zivilrechtlichen Literatur zwingend nötig (vgl. die 
umfangreichen kritischen Darstellungen bei Kluge/v.Loeper, TierSchG, 
Einf. Rn. 137ff; Hirt/Maisack/Moritz, TierSchG, Einf. Rn. 81ff). 
 
Die nachfolgende Bestimmung sollte daher bei Zugrundelegung der jetzigen 
Gesetzessystematik in den 10. Abschnitt „Sonstige Bestimmungen zum Schutze 
der Tiere“ zur materiellrechtlichen Regelung der Problematik aufgenommen 
werden: 
 

(1) Für verlorene und entlaufene Tiere gelten die B estimmungen des 
Bürgerlichen Gesetzbuches über den Fund, soweit sie  dem 
Tierschutzgesetz nicht widersprechen. Für ausgesetz te und 
zurückgelassene Tiere gelten die nachfolgenden Absä tze 2 bis 4. In 
Zweifelsfällen ist ein Tier, das sich nicht mehr in  seinem 
ursprünglichen Obhutsverhältnis befindet, als Fund zu behandeln. 
(2) Ausgesetzte oder zurückgelassene Tiere sowie ih re nach der 
Aussetzung oder Zurücklassung geborenen Nachkommen sind von 
der zuständigen Behörde in Besitz zu nehmen. Sie si nd entweder 
von der Behörde selbst zu verwahren und im Sinne de r 
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Anforderungen des § 4 Abs. 1 art- und bedürfnisange messen zu 
ernähren, zu pflegen und verhaltensgerecht unterzub ringen, oder an 
eine natürliche oder juristische Person oder Person envereinigung 
zu übergeben, die hierfür die Gewähr bietet (nicht- amtlicher 
Verwahrer). 
Die im Falle der nicht-amtlichen Verwahrung von dem  Land und dem 
Verwahrer zu erbringenden Leistungen, insbesondere das für die 
Verwahrung zu entrichtende Entgelt, sind durch Vert rag zu regeln. 
Das Land hat gegen denjenigen, der das Tier ausgese tzt oder 
zurückgelassen und dabei tatbestandsmäßig und recht swidrig dem 
Verbot nach § 7 Abs. 1 Nr. 5 zuwidergehandelt hat, einen Anspruch 
auf Ersatz aller Aufwendungen, die es nach den Sätz en 2 und 3 für 
erforderlich halten durfte. 
(3) Der nicht-amtliche Verwahrer hat der zuständige n Behörde 
jederzeit Zutritt zu den Tierhaltungseinrichtungen und dem Tier zu 
gewähren und die jederzeitige Kontrolle des Gesundh eitszustandes 
und Wohlbefindens des Tieres zu ermöglichen. 
(4) Die Behörde hat die Inbesitznahme in geeigneter  Form öffentlich 
bekannt zu machen. 
Wird nicht innerhalb von zwei Monaten nach dieser 
Bekanntmachung die Herausgabe des Tieres von einer Person, die 
ihre Berechtigung nachweisen kann, begehrt, so kann  das Tier 
eingezogen und anschließend an jeden übereignet wer den, der die 
Gewähr für seine art- und bedürfnisangemessene Ernä hrung, Pflege 
und verhaltensgerechte Unterbringung im Sinne von §  4 Abs. 1 und 
die Erfüllung der anderen Vorschriften dieses Geset zes und der auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen  bietet. 
Ein Wertersatzanspruch des vormaligen Eigentümers o der zum 
Besitz Berechtigten besteht nicht, es sei denn, das s er nachweisen 
kann, dass die Aussetzung oder Zurücklassung durch eine andere 
Person erfolgt ist und er deren Verhalten weder vor sätzlich noch 
fahrlässig ermöglicht hat. 
 

 
Die effiziente Umsetzung dieser Vorgaben erfordert eine eindeutige und 
einheitliche Zuständigkeitszuweisung. Dies erscheint durchaus schwierig 
angesichts unterschiedlicher Aufgabenzuweisungen, der sich überschneidenden 
zivil- und öffentlichrechtlichen Pflichten im föderalen und kommunalen 
Behördenaufbau (§ 15 Abs. 1 S. 1 TierSchG). Da primär tierschützende Ziele bei 
der Regelung erreicht werden sollen, sind die Veterinärämter zu beteiligen. 
 
Dies ergibt sich auch aus einer lebensnahen Betrachtung, da in vielen Fällen bei 
einem Finden von Tieren, die Tiere Beeinträchtigungen oder gar Verletzungen 
aufweisen, so das z.B. ein Ordnungsamt als Fundbehörde überhaupt nicht die 
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erforderliche Sachkenntnis für z.B. erforderliche Gesundheitsbeurteilungen oder 
eine artgerechte Unterbringung der Tiere hat. Ein Abs. 5 der Vorschrift wird 
daher zur Diskussion gestellt: 
 

(5) Ist nach Landesrecht zuständige Behörde nicht d er beamtete 
Tierarzt, ist dessen Behörde in den Fällen der Absä tze 2 -4 stets 
unmittelbar zu beteiligen . 

 
VIII: Hilfeleistungspflicht für Tiere 
 
§ 323 c StGB normiert für Jedermann eine Hilfepflicht. Diese gilt auch bei den 
dort angesprochenen Unglücksfällen oder Situationen gemeiner Gefahr oder 
Not, wenn ein Tier gefährdet ist. 
 
Eine solche Auslegung muss diese Vorschrift erfahren. Denn das Staatsziel des 
Art. 20 a GG „gebietet den Strafverfolgungsbehörden und Strafgerichten, auch 
Tiere, die nicht im Eigentum des Menschen stehen oder von seiner 
Aneignungsbefugnis erfasst werden, als Schutzobjekte des Delikts 
anzuerkennen“ (Lorz/Metzger TierSchG Rn. 20 zu Art. 20 a, ders. Einf. Rn. 118; 
ebenso Kluge/von Loeper, Einf. Rn. 129; Kluge/Ort/Reckewell, Rn. 113,114 zu 
§ 17; Hirt/Maisack/Moritz, Einf. Rn. 88). 
 
Auch wer ein Tier selbst durch Tun oder Unterlassen, verschuldet oder schuldlos 
in eine Gefahrenlage bringt, ist rechtlich zur Abhilfe darüber hinaus aus dem 
Gesichtspunkt der Ingerenz verpflichtet. Insoweit bedürfte es keiner besonderen 
Regelung. 
 
Dennoch sollte zur Konkretisierung des vom GG jedem einzelnen Tier 
zuerkannten Wertes und Schutzes eine ausdrückliche Pflichtenbeschreibung 
erfolgen, wie dies auch in § 9 des österreichischen Tierschutzgesetzes vom 
01.01.2005 geschehen ist. 
 
Diese Normierung sollte darüber hinausgehend angesichts der psychischen und 
sozialen Stellung, die Haustiere heute für viele Bürger mit den entsprechenden 
emotionalen Bindungen haben, auch Benachrichtigungspflichten bei Tötung von 
Hunden oder Katzen enthalten. Verankert sind solche 
Benachrichtigungspflichten bereits verschiedentlich auf Landesebene. So ordnen 
z.B. die Landesjagdgesetze von Sachsen-Anhalt (§ 30) und Schleswig-Holstein 
(§ 22 Abs.2) Anzeigepflichten bei Wildunfällen an. 
 
Diese Pflicht einzuführen, gebietet auch die erforderliche Beschränkung, der in 
den Jagdgesetzen der Bundesländer geregelten Sondererlaubnisse der Tötung 
von „wildernden“ Hunden und Katzen. Denn eine solche Benachrichtigungspflicht 
würde auch die Jagdberechtigte treffen, die dann das Erschießen von Hund und 
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Katze im Einzelfall mitteilen müssten. Es ist zu erwarten, dass dann die hohe 
Zahl der erschossenen Heimtiere reduziert würde. Auch würde dies die in 
verschiedenen Landesjagdgesetzen (Hessen § 32 Abs.3; Thüringen § 42 Abs.3) 
ausdrücklich angeordnete Schadensersatzpflicht der Schützen erst real werden 
lassen. 
 
Hierfür wird eine in den 10. Abschnitt als „Sonstige Bestimmungen zum Schutze 
der Tiere“ aufzunehmende Norm vorgeschlagen:  
 

Wer ein Wirbeltier erkennbar verletzt oder in Gefah r gebracht hat, ist 
verpflichtet, 
dem Tier die erforderliche Hilfe zu leisten, soweit  ihm dies möglich 
und zumutbar ist. 
Bei Unmöglichkeit oder Unzumutbarkeit hat er, sowei t es ihm 
möglich ist, die erforderliche Hilfeleistung durch Dritte zu 
veranlassen. 
 
Wer einen fremden Hund oder eine fremde Katze getöt et hat, muss 
dies der zuständigen Behörde oder der Polizei binne n drei Tagen 
schriftlich anzeigen. In der Anzeige sind der Ort u nd die Zeit sowie 
der Grund der Tötung und der Verbleib des toten Tie res anzugeben. 

 
IX: Klarstellung tierärztlicher Rechte und Pflichte n 
 
Im Zusammenhang mit Schutzpflichten für Tiere steht auch ein dringendes 
praktisches Bedürfnis der Regelungen von Schutzrechten. 
 
Tierärzte stehen in einer letztlich nicht begründbaren Zwitterstellung zwischen 
Humanmedizinern und normalen Bürgern. 
 
Der Bürger muss von ihm erkannte Missstände in Tierhaltungen grundsätzlich 
nicht offenbaren, aber als Zeuge umfassend Angaben machen. 
 
Für den Humanmediziner besteht bei beruflich gewonnener Kenntnis von 
Missständen dennoch Schweigepflicht, auf die er sich auch als Zeuge berufen 
kann (§ 53 StPO). Ansonsten besteht die Gefahr der Strafbarkeit nach 
§ 203 StGB. 
 
Auch für den Veterinärmediziner besteht die Schweigepflicht nach § 203 StGB. 
Ihm steht aber kein Auskunftsverweigerungsrecht nach § 53 StPO zu. 
 
Diese Rechtslage führt einen Veterinär in noch größere psychische Konflikte bei 
etwaiger Weiterleitung beruflich erkannter Verdachtsmomente als den 
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vergleichbaren Kinderarzt, der zumindest nicht in öffentlicher 
Gerichtsverhandlung über das Patientenverhältnis aussagen muss. 
 
Zum Schutz misshandelter Tiere, aber auch zum Schutz der Veterinärmediziner 
und der Klärung der tierärztlichen Rechtssituation, sollte daher eine eindeutige 
Befugnisregelung in das Tierschutzgesetz eingeführt werden, die dann auch auf 
§ 203 StGB Auswirkung hätte.  
 
Da im vorgeschlagenen Text keine Offenbarungspflicht statuiert ist, bleibt die 
Umsetzung der Tierärztlichen Berufsethik überlassen und unterhöhlt nicht das 
Arzt-Patienten-(hier allerdings Tierhalter)-Verhältnis. Wegen des inhaltlichen 
Zusammenhangs mit der Hilfeleistungspflicht  ist eine Anfügung der Norm an 
die dort vorgeschlagene  sinnvoll: 
 

Ein Tierarzt, der im Rahmen seiner Berufsausübung v on einem 
groben oder wiederholten Verstoß gegen eine tiersch utzrechtliche 
Bestimmung Kenntnis erhalten hat, ist berechtigt un d verpflichtet, 
dies der zuständigen Behörde binnen drei Tagen anzu zeigen. 
Dasselbe gilt für einen leichten Verstoß, wenn mit dessen Fortdauer 
oder Wiederholung gerechnet werden muss. 

 
X:  Einführung eines Registers über Tierhalteverbot e  
 (Ermächtigung für VO) 
 
Während das strafrechtliche Tierhalteverbot nach § 20 TierSchG als Maßnahme 
der Besserung und Sicherung im Sinne von § 62 StGB in das 
Bundeszentralregister eingetragen wird und dadurch wenigstens der Strafjustiz 
für eine gewisse Zeit eine Erkenntnisquelle über etwaige frühere Auffälligkeiten 
(und sogar etwaige Strafbarkeit nach § 20 Abs. 3 TierSchG) zur Verfügung steht, 
ist dies bei verwaltungsrechtlichen Verboten nach § 16 a S. 2 Nr. 3 TierSchG 
nicht der Fall. 
 
Veterinäramtliche Tierhalteverbote werden immer wieder auch und gerade im 
Bereich der Heimtierhaltung verhängt. Ein häufiger Wohnsitzwechsel der 
privaten Tierhalter ist nicht ungewöhnlich. Das sodann zuständige Amt hat bei 
festgestellten Auffälligkeiten kaum die Möglichkeit, ohne großen 
Ermittlungsaufwand früher verhängte Verbote festzustellen. 
 
Eine verwaltungsrechtliche bundesweite Erfassungsdatei ist daher einzurichten. 
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XI:  Zur Einführung einer bundesrechtlichen Tiersch utzverbandsklage und 
Erweiterung der Verletztenrechte des Tierhalters 

 
Im Entwurf sind, trotz der derzeit in den Bundesländern Saarland, Nordrhein-
Westfalen, Hessen und Baden-Württemberg geführten parlamentarischen 
Diskussionen, Beteiligungsrechte von Tierschutzorganisationen nicht 
abgehandelt. 
 
Das komplexe Thema in einer Stellungnahme zu einem Gesetzesvorschlag völlig 
neu anzusprechen erscheint in Betracht der Bedeutung hier nicht sinnvoll und 
darüber hinaus wenig effektiv. 
 
Das Weglassen einer Verbandsklage im Entwurf des BMELV ist insoweit 
unzweifelhaft ungenügend. Besonders unter historischer Betrachtung der 
Entwicklung und Einführung der Verbandsklage im Umweltrecht ist es sehr 
schade und zeugt von fehlender Weitsicht, dass die Verbandsklage nicht im 
Entwurf aufgenommen wurde. 
 
Es ist insoweit vorauszusagen, dass nach einer Verankerung der Verbandsklage 
in verschiedenen Bundesländern der Bund irgendwann nachziehen wird. 
 
Die DJGT beteiligt sich aktiv an den landesrechtlichen Gesetzgebungsvorhaben. 
 
Stellungnahmen zur rechtlichen Bewertung und praktischen Ausgestaltung der 
Gesetzesentwürfe des Saarlandes mit Datum 21.08.2011, Nordrhein-Westfalens 
mit Datum 28.11.2011 und  hessischer Landtagsfraktionen (in den nächsten 
Tagen) finden sich auf www.djgt.de. 
 
Unabhängig von der ungenügend ausgestalteten Möglichkeit der Wahrung von 
Rechten in Tierschutzfragen für Verbände fehlt diese auch für den privaten 
Tiereigentümer und –halter. Das widerspricht der heutigen soziologischen – um 
nicht zu sagen sozialen – Stellung des Haustieres im menschlichen 
Familienverband wie als Partner alleinstehender Personen. Zumindest diese 
Tiere sind psychisch Familienmitglieder und „Kumpel“, sie erfüllen damit nach 
sämtlichen neueren Fachuntersuchungen eine eminent wichtige Funktion. Nicht 
zuletzt die Zivilrechtsprechung zu Schadensersatz für tierärztliche 
Behandlungskosten „wertloser“ Hunde und Katzen erkennt dieses über 
materielle Sacheigenschaften hinausgehende Affektionsinteresse (und damit 
eine Verletzung des Tierhalters) an. 
 
Demgegenüber wird in der strafrechtlichen Judikatur dem Tiereigentümer (der 
Halter dürfte in der sozialen und rechtlichen Bewertung gleichzustellen sein) kein 
Klageerzwingungsrecht nach § 172 StPO zugebilligt, wenn die 
Staatsanwaltschaft seinem Vorwurf der Schädigung seines Tieres nicht folgt 
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(OLG Stuttgart, 01.03.1010, 2 Ws 176/09; OLG Celle, 10.01.2007, 1 Ws 1/07). 
Die wörtliche Begründung des OLG Celle hierfür lautet: 
 
 „Schwerpunkt der Regelungen des Tierschutzgesetzes ist das lebende 

Tier. Dieses soll vor Beeinträchtigungen durch den Menschen geschützt 
werden. Das Tierschutzgesetz ist daher Ausdruck eines auf den Schutz 
des Tieres gerichteten, ethischen Tierschutzes. Menschliche Interessen 
(sog. Anthropozentrischer Tierschutz) werden durch die Bestimmungen 
des Tierschutzgesetzes nicht geschützt.“ 

 
Eine solche Argumentation spricht der angeführten sozialen Wirklichkeit und 
Wertzumessung Hohn wie dem ethischen Tierschutz und den seine gesetzliche 
Stärkung begründenden Motiven, dem Schutz der Tiere und dem wachsenden 
Tierschutzbewusstsein der Bevölkerung Rechnung tragen zu wollen (so BR-
Drucksache 763/96, S.1 das Gesetzentwurfes der Bundesregierung und S. 49 
der zugehörigen Begründung). 
 
Auch das Argument des OLG Stuttgart greift nicht, dass Verletzter nur der sei, 
der unmittelbar vom Schutzzweck der Norm erfasst sei. Danach wären 
Angehörige von Getöteten auch nicht Verletzte im Sinne von § 172 StPO. 
Dementsprechend wurde in der Rechtsliteratur (Kluge/Ort/Reckewell, TierSchG, 
Rn. 24 vor § 17; Pfohl, Münchner Kommentar zum StGB, Rn. 95 zu § 17 
TierSchG; wohl auch OLG Koblenz, 14.12.1988, 1 Ws 676/88) die 
Verletzteneigenschaft angenommen. 
 
Zur Schaffung eines einheitlichen Rechtsschutzes für Mensch und Tier ist daher 
eine gesetzliche eindeutige Regelung erforderlich. Sie kann auch wie angeführt 
auf dem Gedanken der Mitgeschöpflichkeit begründet werden. Die Regelung 
muss nicht im Prozessrecht erfolgen, da es nur um ein Interpretationsproblem 
geht. Eine Normierung im TierSchG ist möglich. Sie sollte in einem weiteren 
Absatz des § 17  erfolgen: 
 
 „In strafrechtlichen Ermittlungsverfahren (§ 152 St PO) wegen 

Straftaten nach Abs. 1 ist der Eigentümer oder Halt er des 
geschädigten Tieres Verletzter im Sinne der Strafpr ozessordnung“. 
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